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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 8 SO 72/11 B 
 
L 1 SO 43/08 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 16 SO 101/06 (SG Speyer) 
 
 
 
………………………………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………….., 
  
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Oberbürgermeister der Stadt Kaiserslautern, 
Willy-Brandt-Platz 1, 67657 Kaiserslautern, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner, 
 
beigeladen: 
 
AOK Rheinland-Pfalz/Saarland, 
Virchowstraße 30, 67304 Eisenberg. 
 

 

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. Mai 2012 durch den  

Vorsitzenden Richter   E i c h e r    sowie die Richter   C o s e r i u    und   O t h m e r   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 18. Februar 2011 wird als unzulässig verworfen.  

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Im Streit sind höhere Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch - Sozialhilfe - 

(SGB XII).  

 

Die 1975 geborene Klägerin leidet an einem Louis-Bar-Syndrom; es sind ein Grad der Behinde-

rung (GdB) von 100 und die Nachteilsausgleiche "B", "G", "aG", "H" festgestellt. Von der Pflege-

versicherung ist sie in der Pflegestufe II eingestuft. Ihre auf höhere Leistungen gerichtete Klage 

war nur teilweise erfolgreich (Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Speyer <SG> vom 

19.11.2008; Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz <LSG> vom 18.2.2011).  

 

Mit ihrer Beschwerde macht die Klägerin eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache gel-

tend. Der Rechtsstreit werfe folgende Rechtsfragen auf:  

 

"Fallen unter die Kosten der Unterkunft gemäß § 85 Abs 1 Satz 1 Nr 2 SGB XII 

auch die Heizkosten sowie die Kosten für die Instandhaltung?"  

"Fällt unter die Kosten der Unterkunft gemäß § 85 Abs 1 Satz 1 Nr 2 SGB XII 

auch die Möbelmiete bzw das Darlehen für die Möbel in Höhe von 

284,80 Euro?" 

"Inwieweit ist für die Behinderung gemäß § 30 Abs 1 SGB XII ein Zuschlag in 

Höhe von 17 % des Regelsatzes zu berücksichtigen?" 

"Sind die Kosten für die private Krankenversicherung und Auslandsversiche-

rung vom Einkommen gemäß § 82 Abs 2 SGB XII in Abzug zu bringen?" 

 

Die aufgezeigten Rechtsfragen seien klärungsbedürftig, weil das Bundessozialgericht (BSG) 

bisher zu diesen Problemkreisen noch nicht Stellung genommen habe. Die Fragen seien in 

einem anschließenden Revisionsverfahren auch klärungsfähig und entscheidungserheblich. 

Denn sofern die Fragen zu ihren Gunsten beantwortet würden, würde das einzusetzende Ein-

kommen, das über der Einkommensgrenze liege, geringer ausfallen, sodass sich daraus ein 

höherer Zahlbetrag für die Leistungen ergebe.  

 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil der geltend gemachte Zulassungsgrund 

der grundsätzlichen Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) nicht in der 

erforderlichen Weise dargelegt ist (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Der Senat konnte deshalb über 
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die Beschwerde ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter gemäß § 160a Abs 4 Satz 1 Halb-

satz 2 iVm § 169 SGG entscheiden.  

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtsfrage nur dann, wenn sie eine Frage aufwirft, die 

- über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Ein Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung aufzeigen, welche Fragen sich stellen, dass diese Rechtsfragen noch nicht 

geklärt sind, weshalb deren Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung dieser 

Rechtsfragen erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss er mithin eine 

konkrete Rechtsfrage aufwerfen, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klä-

rungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Be-

deutung der von ihm angestrebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (vgl 

nur BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN).  

 

Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. Zwar wer-

den verschiedene Rechtsfragen formuliert und deren Klärungsbedürftigkeit behauptet. Die Klä-

rungsfähigkeit ist hingegen nicht ausreichend dargelegt. Klärungsfähig ist eine Rechtsfrage nur 

dann, wenn sie für den zu entscheidenden Fall rechtserheblich ist (BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 31). Über die aufgeworfene Rechtsfrage müsste das Revisionsgericht also - in Ergänzung 

zur abstrakten Klärungsbedürftigkeit - konkret-individuell sachlich entscheiden können (BSG 

SozR 1500 § 160 Nr 39; SozR 1500 § 160a Nr 31). Dies erfordert es, dass der 

Beschwerdeführer den nach seiner Auffassung vom Revisionsgericht einzuschlagenden Weg 

der Nachprüfung des angefochtenen Urteils und damit insbesondere den Schritt darlegt, der die 

Entscheidung der als grundsätzlich bezeichneten Rechtsfrage notwendig macht (BSG SozR 

1500 § 160a Nr 31). 

 

Die Klägerin hätte zur Darlegung der Klärungsfähigkeit den Sachverhalt so schildern müssen, 

dass der Senat in die Lage versetzt wird zu prüfen, ob der Klägerin überhaupt ein Anspruch auf 

(höhere) Leistungen zusteht. Der Sachverhalt ist allerdings so allgemein gehalten, dass dem 

Senat dieser Schritt verwehrt bleibt. Die Klägerin trägt lediglich vor, dass sie behindert sei und 

macht Angaben zu ihren Einkommensverhältnissen. Sie hätte insbesondere den Sachverhalt so 

darstellen müssen, dass der Senat prüfen kann, ob die tatbestandlichen Voraussetzungen für 

die einzelnen Leistungen gegeben sind. Hierzu hätte sie bereits erläutern müssen, welche kon-

kreten Leistungen überhaupt betroffen sind. Erst dann kann sich die Frage stellen, ob die 

Klägerin berücksichtigungsfähiges Einkommen besitzt, das seinerseits Einfluss auf die 

Leistungshöhe hat.  
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Die Kostenentscheidung ergibt sich aus einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG.  
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